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I. 

Wie die Beiehsfinanznot entstandeB ist und wer sie 
yersehuldet hat. 

Den deutschen Patrioten und nationalen Politiker 
überfällt ein Gefühl des Schmerzes, aber auch der Entrüstung 
und Beschämung, wenn er sieht, wie in weiten Kreisen des 
deutschen Volkes und in den verschiedensten politischen 
Parteien zu der unbestreitbaren Beiehsfinanznot Stellung 
genommen wird. 

Denn darüber können wir uns nicht mehr täuschen: 
wir stehen in einer wahren Beiehsfinanznot. Deren Anfänge 
liegen lange zurück, deren Vorhandensein und Entwicklung 
standen früher mehr im Verborgenen, deren nunmehrige 
Offenkundigkeit kann kein halbwegs Sachverständiger mehr 
übersehen imd bezweifeln. 

Wir haben mitten in einer langen, so gut wie völlig 
ungestörten Friedenszeit eine Beichsschuld, die nach dem 
französischen Krieg um Mitte der 1870 er Jahre verschwunden 
war, auf über' vier Milliarden Mark, die Zinslast dafür von 
auf 145 Millionen Mark, ja jetzt schon mehr, jährlich 
anwachsen lassen. Dies trotz der starken Vermehrungen 
der ordentiichen Beichseinnahmen, der Zölle, inneren Ver- 
brauchssteuern und Verkehrssteuem (Stempel). Denn 
stärker noch als diese Beichseinnahmen sind die gesamten 
Beichsausgaben gewachsen. Und wie wieder jeder Sach- 
verständige und jeder objektive Politiker zugeben muß, 
notwendig gewachsen. Für das dringende Be- 
dürfnis, des Beiches Wehr und Waffen, zu Lande und 
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zu Wasser, auf jener Höhe zu halten oder sie darauf zu bringexi, 
die des Reiches Sicherheit und Macht, nicht am wenigsten 
auch um unserer nationalen Volkswirtschaft und um deren 
richtiger Stellung in der Weltwirtschaft willen, notwendige 
erheischte. Aber auch, weil dem Reiche mit der erfreulichen 
Ausdehnung seiner Kompetenz und Tätigkeit auf den 
Gebieten des Verkehrswesens, der Kulturinteressen, der 
Sozialpolitik, der Kolonialpolitik usw. große, neue und 
wachsende Aufgaben und damit entsprechende Ausgaben 
zugefallen sind. 1 IT 

An dem allen mag da und dort sich etwas ersparen 
lassen; aber in Summa handelt es sich dabei doch nur um 
Kleinigkeiten. In der Hauptsache war alles, was ausgegeben 
worden ist, notwendig und berechtigt, ist mit 
Bewilligung des Reichstags in den Etat gestellt und hat die 
heutige Machtstellung des Reichs und die heutige Welt- 
stellimg der deutschen Volkswirtschaft erst möglich gemacht. 
Und diese Ausgaben werden wie bei allen mächtigen Kultur- 
völkern weiter wachsen undwachsen müssen 
— weil die Aufgaben wachsen, wachsen müssen und ihre 
Lösung kostspieliger wird. Dies namentlich auch unter 
Einwirkung des rastlosen technischen Fortschritts 
auf allen Gebieten des Waffen- und Wehrwesens für Ver- 
teidigung und Angriff, des Verkehrswesens, der Sozialpolitik. 

Mit dieser Tatsache, mit einem, man darf es so nennen, 
staatswirtschaftlichen „Entwicklungsgesetz" der wachsen* 
den öffentlichen Aufgaben und Tätig- 
keiten und damit des wachsendenöffentlichen 
Finanzbedarfs bei fortschreitenden Kulturvölkern 
ist einmal zu rechnen. Darüber kommt kein Kulturvolk 
hinweg — am wenigsten das deutsche. Denn dessen zentraler 
Wohnsitz inmitten fremder Völker und im Herzen Europas 
macht eben einmal eine beständige naturgemäße „Ein* 
kreisung" zu seinen Lebensbedingungen, und dessen endlich 
wiedergewonnene politische Einheit, wenigstens des Haupt- 
teils seiner Nation, ist eben noch zu neu, um nicht den Argwohn 
und die mißgünstige Eifersucht des Auslandes zu erregen. 

Diese notwendigeSteigerung des Reichs- 
finanzbedarfs,. der eine ähiüiche des Staats- 
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und Kommunalbedarfs parallel geht, wiederum 
nicht allein bei uns, sondern bei allen Kulturvölkern, bedingt 
natiirüch vermehrte Finanzlasten. An diese 
sind andere Hauptvölker, namentlich das britische und 
französische, längst gewohnt gewesen. Wir haben sie nur 
vermeiden können, solange wir in politischer ZerspUtterung 
verkommen machtlos und volkswirtschaftlich schwach 
waren. 

Wir haben sie auch in den ersten Zeiten des neuen 
Reiches zunächst noch nicht oder nur in geringem Maß auf 
uns nehmen mässen. Denn die Lasten des Krieges, den 
Frankreich uns 1870 frivol aufgedrängt hat, hat uns dieses 
besiegte Land zahlen müssen. Auch die Wiederherstellung 
unserer Wehreinrichtungen nach diesem Elriege hat aus der 
französischen FünfmiUiardenkontribution erfolgen und viele 
andere notwendige Reichs- und Staatsausgaben haben nicht 
minder so, ohne entsprechende eigene Belastung für uns, 
gedeckt werden können. Eine wahre nationale Ehren- 
schuld, wie z. B. die für die Sicherung der Kriegsinvaliden, 
konnten wir so längere Zeit hindurch größtenteils aus 
dem Reichsinvalidenfonds decken, der dafür 1873 mit 
561 Millionen Mark ebenfalls aus der französischen Kontri- 
bution gebildet worden war. 

Aber eine solche Hilfe hatte unvermeidlich einmal ein 
Ende. Der Reichsinvalidenfonds zeigt daa u. a. gerade jetzt 
deutlich , er betrug schon am 1. April 1907 nur noch 
178 Millionen Mark und vermindert sich trotz seiner neuen 
Sanierung jährlich weiter, bald wird er erschöpft sein, 
trotzdem neben ihn seit lange ein anderer starker Pensions- 
fonds hinzugetreten ist. Auch wir mußten uns eben, wie 
andere Völker, unsere politischen und wirtschaftlichen 
Rivalen, dazu bequemen, die Finanzlasten für unsere Reichs- 
und Staatsaufgaben selbst zu übernehmen, und diese Lasten 
haben eben mit der Entwicklung der Aufgaben und den 
steigenden Ausgaben dafür aus den angedeuteten Gründen 
weiter zugenommen. 

Nur politische Phantasten können eine Änderung hierin 
von einer Ära „ewigen Friedens" erwarten. Wenn wir bisher 
den Frieden nunmehr ein Menschenalter lang gehabt und 
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darin eine wirtschaftliche Entwicklung erlebt haben, wie sie 
in Europa einzig dasteht und so völlig von unserer La^e in 
den letzten Jahrhunderten der politischen Zersplitterung 
und volkswirtschaftlichen Schwäche abweicht, wem haben wir 
denn das anders zu verdanken als der großen Präventiv- 
Organisation unseres Wehrwesens? Eine Organisation, die 
friiher Preußen allein getragen und wie so vieles Gute 
dem neuen Reich Übermacht hat. FreiUch mit Lasten an 
Arbeitskraft und Geld. Indessen diesen Lasten ist das arme 
Preußen in 200 Jahren nicht unterlegen, sondern verdankt 
ihnen seine pohtische und volkswirtschaftliche Entwicklung 
gerade mit. Und so ist es seit 1871 nun auch dem Deutschen 
Reich ergangen und wird es ihm auch bei einmal notwendig 
für diesen Zweck weiter steigenden Lasten ergehen. Jeden- 
falls aber war und ist es diese große Präventivorganisation 
allein, die uns den Frieden und damit die ruhige wirt- 
schaftUche und kulturelle Weiterentwicklung verbürgt hat 
und weiter verbürgen kann, weil sie den Rivalen Respekt 
einflößt, wenn sie freihch auch viel Greld kostet. Dieses 
Gteld findet in den Wirkungen für unsere volkswirtschaftUche 
Entwicklung und für unsere Stellung in der Weltwirtschaft 
eine so eminent produktive Veranlagung, daß seine Ver- 
wendung auch volkswirtschaftlich durchaus lohnt; — von 
den sonstigen guten volkspädagogischen und den Wirkungen 
auf Steigerung der beruflichen Arbeitstüchtigkeit gerade 
auch der Massen der durch den Militärdienst gegangenen 
männlichen Arbeiterbevölkerung noch ganz abgesehen, ein 
Punkt, der aber ebenfalls in der Frage noch ins Gewicht fällt. 

Sind die Finanzlasten, die diese Gesamtentwicklung 
notwendig mit sich bringt, aber wirklich „unerträg- 
1 i c h", wirklich „zu hoc h" für uns ? Wie wir in weiten 
Kreisen jammern hören, und wie bei der Aussicht auf neue 
Reichssteuem jetzt wieder laut geklagt wird? 

Durch zahlreiche finanzstatistische Vergleichungen, auch 
aus meiner Feder seit Jahren und von vielen andern, noch 
jüngst von F.Zahn, ist nachgewiesen worden: von den 
großen, leitenden Hauptvölkern der 
Gegenwart haben wir Deutschen immer 
noch die kleinsten Finanzlasten; haben wir 



femer die besonders günstige Deckungsart 
in Beinerträgen aus Domänen, Forsten, Bergwerken, Staats« 
eisenbahnen, Postüberschüssen und anderem dergleichen 
mehr; Mittel, die nicht als allgemeine Steuern wirken, 
die wir aber in weit größerem Maße zur Verfügung haben 
als irgendein anderes Land ; haben wir weiter trotz der neueren 
starken Steigerung der Beichsschulden immer noch, Reichs-^ 
und Staatsschulden zusammengerechnet, wie es zur Ver- 
gleichung mit Einheitsstaaten unsere bundesstaatlichen 
Verf assimgsverhältnisse bedingen, auch nur mäßige 
Schulden, und selbst im Reiche zum Teil, in den Einzel- 
staaten, Preußen voran, größtenteils produktive 
und rentable, vornehmlich Eisenbahn schulden, 
hochrentable zumal in Preußen. Auch im Reiche kann 
immerhin aus den Postüberschussen, den Ertragsanteilen 
von der Reichsbank, den Reinerträgen der Reichsbahnen 
in Elsaß-Lothringen und ähnlichen Einnahmen noch über 
die Hälfte der Schuldzinsen bestritten werden, ohne 
Rückgriff auf Steuern — eine außerordentlich viel 
günstigere Lage als in allen anderen Oroßstaaten. 

Auch unsere Steuerlasten, im Reich und den Einzel- 
staaten wieder zusammengerechnet, sind erheblich kleiner 
als namentlich in Frankreich und England, bei unseren 
wichtigsten politischen und wirtschaftlichen Rivalen. Das 
läßt sich leicht ziffernmäßig belegen und ist auch oft genug 
statistisch genau nachgewiesen worden. So von mir u. a. 
schon in einem Aufsatz bei Oelegenheit der Flottenfrage um 
das Jahr 1900 über die Flottenverstärkung und unsere 
Finanzen, in dem Sammelwerk Handels- und Machtpolitik 
(1900), 

Zwar weist man dann bei uns gegnerischerseits gern 
auf die „unerträglichen^' Kommunal lasten hin, 
deren Zunahme zum Teil noch stärker als die der Reichs- 
und Staatslasten sei. Aber steht es denn mit diesen 
Kommunallasten im vergleichbaren Ausland anders ? ! Auch 
in dieser Hinsicht sind wir nicht in ungünstigerer Lage,, 
wenn man die Lasten im- ganzen betrachtet, als anderwärts, 
wiederum mehrfach eher in günstigerer. Die ungemeine 
Steigerung der Kommunalausgaben und damit der Kommunal- 
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eteuem ist eben im Deutschen Reich und in den Staaten 
die unvermeidliche Kehrseite der großen Volkszunahme, 
der starken Vermehrung der städtischen Bevölkerung, der 
gesteigerten Anspräche an die Kommunaltätigkeit, gerade 
bei uns in Deutschland, ^o diese Entwicklungen im letztea 
Menschenalter stärker als in den meisten anderen Groß- 
staaten Europas eingetreten sind. Es ist indessen eine Kehr- 
seite, der doch auch das stolze Bild unseres neuen Kommunal- 
lebens als Glanzseite gegenübersteht. 

Und sind auch die gesamten Finanzlasten im Reiche, 
in den Staaten, Verbänden, Ortsgemeinden stark gewachsen, 
und werden sie weiter wachsen, entspricht ihnen denn in 
der Tat nicht mehr als ausreichend einerseits die schon 
hervorgehobene ungeheuer gesteigerte Pro- 
duktivität unseres gesamten öffentlichen 
Lebens imd anderseits ein ungemein gesteigerter 
Volkswohlstand, die so stark gewachsene Größe 
unseres gesamten Volkseinkommens und Volksvermögens! 
Dieses Wachstum steht fest, wenn auch die Schwierigkeiten 
einer genauen statistischen Bezifferung von Volkseinkommen 
und wohl noch mehr von Volksvermögen so groß sind, daß 
man mit „exakten Zahlen'^ hier nur sehr unsicher operieren 
kann. Jedenfalls ist sicher, daß in Deutschland, im neuen 
Reiche auch hier die Entwicklung relativ, zum Tdl 
auch absolut g ü n s t i g e r als in jedem andern großen 
europäischen Lande oder Staatsgebiete gewesen ist. So 
sind z. B. die Abstände zwischen Deutschland und England 
und jenem und Frankreich viel kleiner geworden, als sie 
ehemals waren, wenn sie überhaupt Frankreich gegenüber 
noch bestehen sollten. 

Demnach haben wir auch die materiellen 
Mittel, um jegUche Finanzlasten zu tragen, die einmal 
unvermeidlich und in ihrer Gesamtheit ein- 
schließlich der Kosten für Heer und 
Flotte wirklich eminent produktiv» in einem höheren, aber 
durchaus richtigen national-wirtschaftlichen Sinne des Worts 
sind.. 

Nicht, daß diese Mittel uns fehlen, sondern daß 
diese Mittel für die Zwecke des Reichs, die jetzt hier zunächst 
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vornehmlich in Betracht kommen, nicht in aus* 
reichender Höhe mid in richtiger Art bisher 
zur Verfiigung gebracht worden sind und jetzt nicht zur 
Verfügung stehen, bedingt die vorhandene Beichsfinanznot. 

Auch das, was von den Eeichsausgaben seit einem 
Menschenalter, namentlich in den beiden letzten Jahx* 
zehnten, durch Schulden gedeckt worden, war sicherlich 
in seinem vollen Betrage, von schlimmstenfalls gan« ver- 
schwindenden Posten abgesehen, notwendig und nach seinen 
Wirkungen wirtschaftlich und politisch produktiv verausgabt. 
Auch ein erheblicher Teil dieser durch Schulden gedeckten 
Ausgaben, so für die Reichs- und andere Eisenbahnen, die 
Post, den Nordostseekanal, immerhin ein starker Teil der 
so gedeckten Ausgaben für die Kolonien, die Kolonialkriege, 
die chinesische Expedition, vor allem für den Flottenausbau 
waren noch derart, daß eine richtige und solide, praktisch 
und theoretisch rationelle Finanzpolitik eine Deckung durch 
Schuldaufnahmen prinzipiell und in gewissem, 
selbst in völligem Umfange praktisch rechtfertigen konnte. 

Aber für einen andern erheblichen Teil der Zunahme 
der Beichsschuld, sowohl für eine starke Quote dieser Aus- 
gaben als für andere Ausgaben von im Ganzen über vier 
Milliarden Mark fehlt eine solche Rechtfertigung. Ihn zu 
beziffern, ist wieder schwer; er wird aber wohl mit 1% 
bis 2 Milliarden kaum zu hoch gegriffen sein. Wäre dafür 
eine andere normale Deckung aus ordentlichen Einnahmen, 
namentlich aus rechtzeitig und genügend vermehrten und 
erhöhten Steuern, aus Reinerträgen passender Monopol- 
betriebe und anderer öffentlicher Betriebe vorhanden ge- 
wesen, so hätten wir heute eine um einen 
solchen Betrag von 1^ bis 2 Milliarden 
kleinere Reichsschuld, eine um 50 bia 
75 Millionen Mark geringere Jahreszinsenlast. 

So aber haben wir unsere Reichsschulden zu rasch imd 
zu stark vermehrt und erheblich mit für prinzipiell an- 
fechtbare Ausgabearten, Ausgaben, die noch so berechtigt 
gewesen sein mögen, aber eben nicht durch Schulden hätten 
gedeckt werden dürfen. So ist es gekommen, freiUch unter 
gleichzeitig wohl zu starker und zu rasche Vermehrung der 



— 10 — 

Staats- und Kommunalanleihen — nebenbei bemerkt auch 
der Pfandbriefemissionen aller Art! — und allerdings 
unter gleichzeitiger Mitwirkung der allgemeinen Lage des 
Geldmarktes, der Hypertrophie der industriellen Ent- 
wicklung und des allgemeinen Steigens des Leihzinsfußes 
auch desjenigen für beste Sicherheiten — so ist es gekommen, 
daß der Zins unserer deutschen Staatspapiere von 37« und 
3^ % Auf 4 und darüber gesti^en, der Kurs dieser Papiere 
um 10% und mehr gefallen ist, nicht nur weit schlechter 
steht als der der englischen und französischen, sondern sich 
kaum noch auf dem der italienischen, wenig besser als der 
der österreichischen, nicht einmal viel über dem Kurs der 
Beuten eines Staates von Finanzkraft dritten Banges wie 
Ungarn hält. Eine allgemeinkreditpolitische Schädigung 
Deutschlands, selbst eine politische! 

Woran und an wem lag die Schuld? 
Formell daran, daß genügende Steuereinnahmen 
fehlten, auch daß die vorhandenen durch törichte Be- 
stimmungen, wie die Franckensteinsche Klausel, lange Zeit 
hindurch teilweise dem Beiche für seine Finanzbedürfnisse 
entzogen waren. 

Materiell aber, wer trägt die Schuld an dieser 
Sachlage ? 

Nicht die Beichsregierung, nicht die Begierungen 
der Gliederstaaten, nicht die „Fürsten'^ nicht der Bundesrat. 
Diese Instanzen haben bis zu den Zeiten Kaiser Wilhelms I. 
und Bismarcks zurück und seitdem unter Kaiser Wilhelm II. 
und unter den unter ihm wirkenden Beichskanzlem und 
Schatzsekretären das Bedürfnis nach vermehrten ordentlichen 
Beichseinnahmen unendlich oft dargelegt und begründet« 
Sie haben die mannigfaltigsten Projekte, Steuern in Monopol- 
form (Tabak- und Branntweinmonopol) und in andern 
Formen, Steuern dieser und jener Art vorgeschlagen. Aber 
im Beichstage sind sie damit teils gar nicht, teils nicht aus- 
reichend durchgedrungen. Die erfolgten BewiUigungen neuer 
und veränderter Beichssteuem, höherer Steüerfüße imd Zoll- 
sätze haben nicht so viel ergeben, als erforderUch war. Und 
die Begierungen sind nach solchen traurigen Erfahrungen 
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selbst zaghaft geworden, Ausreichendes zu fordern. Das 
zeigte sich noch in der Steuerreform von 1906. 

So hat sich die Beichsschuld so rasch vermehrt, sind 
Ausgaben auf Anleihen imd auch auf schwebende Schulden 
genommen, die nach jeder richtigen Finanzpolitik aus 
ordenthchen Einnahmen hätten gedeckt werden müssen, ist 
die Zinslast selbst wieder daran schuld geworden, daß die 
ordenthchen Ausgaben so stark wachsen. So stehen wir 
nunmehr, wenn man alles objektiv und ungefärbt betrachtet, 
vor einem Bedürfnis von wohl mindestens 400 MiUionen, 
wahrscheinUch eher noch erheblich mehr, selbst 500 MilUonen 
jährUch. Dies Bedürfnis und latente Defizit erheischt ge* 
bieterisch seine Deckung aus vermehrten Steuererträgnissen, 
wenn unsere Beichsfinanzwirtschaft auf einen festen, soUden 
Boden gebracht werden soll. Daher die bestehende 
Beichsfinanznot, über die wir uns in der Tat wohl nicht mehr 
täuschen dürfen. 

Wer trägt aber die Hauptschuld hieran ? Der 
Beichstag, unser politisches Partei- 
getriebe und in letzter Linie unser deutsches 
Volk selbst! 

Die einmal gegebenen Lebensbedingungen unseres 
Beichs- und Staatswesens und unserer Volkswirtschaft 
verlangen zwingend, daß das deutsche Volk einen 
größeren Teil seiner materiellen Mittel, die es dazu reichhch 
genug besitzt, vollends seit seinem wirtschaftüchen Auf- 
schwung in der Beichszeit, für Beichs- und Staatszwecke 
zur Verfügung stellt. Das aber hat das deutsche Volk seine 
ganze Geschichte hindurch ungebührUch gescheut, und vor 
dieser Scheu hat auch der Beichstag sich in notwendigen 
SteuerbewiUigungen zu widerspenstig gezeigt, haben die 
Abgeordneten aller Parteien ihre Wähler gefürchtet, und ist 
im Beichssteuerwesen immer nur Stückwerk zustande 
gekommen. 

Vorurteile aller Art gegen diese öder jene Steuergattung 
und einzelne Steuern, gegen diese und jene Steuerform 
haben ein Übriges zu diesem Notstand beigetragen. Keine 
politische Partei ist hier von Vorwürfen 
freizus.prechen. Und — auch Begierungen und 
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Bundesrat haben hier manche Fehler begangen — , auch der 
größte unserer Staatsmänner, selbst der eiserne Kanzler, 
ist von diesem Vorwurf nicht auszunehmen. Partikularistische, 
das heißt reichsgegnerische Tendenzen haben auch nut- 
gespielt und tun es noch heute. 

Das muß man einmal offen bekennen. Es ist die erste 
Voraussetzung dafür, daß es besser wirdl 

Dem auch jetzt wieder so beschämend hervortretenden 
Lamento jeder großen und kleinen Interessentengruppe 
gegenüber jedem neu auftauchenden Steuerprojekt sollte 
aus der Nation heraus endlich einmal ein starkes „Quos ego'^ 
erschallen. Bafft sich die seit den letzten Menschenaltem 
so unendlich begünstigte deutsche Nation in dieser Finanznot 
nicht zu deren ernstlichen, wenn auch Lasten bringenden 
Heilung auf, dann mag sie sich auch nicht wundem, sondern 
sich selbst die Schuld geben, daß sie das große Glück ihrer 
politischen Wiedergeburt wieder gefährdet und damit zeigt, 
daß sie dieser nicht wert war. Das verhüte Gott. 



II. 
Wie die Finanznot zu heilen ist 

Als der Norddeutsche Bund und bald darauf das Deutsche 
Reich begründet wurden, ist die große Aufgabe einer ge- 
nügenden finanziellen Fundamentierung dieser neuen 
Schöpfung auch von selten der Regierungen, selbst Bismarcks, 
in ihrer vollen Bedeutung nicht erkannt worden. Und doch 
hätte darauf schon die Geschichte des alten Deutschen Reichs 
hinweisen sollen, das auch mit am Mangel selbständiger 
ausreichender Einnahmen verfallen war. 

Man übernahm, wie es nahelag, aus dem Zollverein nur 
die Zölle und die innere Zuckersteuer, fügte die norddeutsche 
Bier- und Branntweinsteuer hinzu und bildete aus den 
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einzelstaatlichen Salzmonopolen unter Beseitigung dieser 
Steuerform die Beichssalzverbrauchsteuer. 

Diese Einnahmen, auch mit andern kleinen, wie dem 
Wechselstempel, den Postüberschüssen, konnten höchstens 
so lange ausreichen, als die französische Milliardenkontribution 
noch nicht aufgebraucht war. Größere sogenannte privat- 
wirtschaftliche Erwerbseinkünfte fehlten dem Reich, die 
alten Ertragsquellen solcher, wie Domänen, Forsten, Berg- 
werke, waren ja den Einzelstaaten verblieben. Nicht einmal, 
was nahegelegen hätte, die französischen Staatsforsten in 
Elsaß-Lothringen gingen an das Reich über, sondern wurden 
dem Reichsland überlassen. Nur die Reinerträgnisse der 
uns abgetretenen Eisenbahnen im Reichsland flössen der 
Reichskasse zu, der dafür aber von vornherein ein für diese 
Bahnen abzurechnender Betrag (325 Millionen Frank) von 
der französischen Kontribution entgangen war, und der die 
Lasten des Ausbaus und der Betriebseinrichtung der Bahnen 
zufielen. 

So war der Reichshaushalt von vornherein ein wesent- 
lich steuerwirtschaftlicher, und zwar ein 
fast ausschließlich auf indirekte innere 
Verbrauchssteuern und Zölle b^ündeter. 

Das war nach der Erfahrung aller modernen, zumal 
Großstaaten und namentlich auch Bundesstaaten (Schweiz, 
Vereinigte Staaten von Amerika) an sich ein richtiges 
Fundament. Aber es war auf die Dauer ein nicht 
ausreichendes. Es bedurfte von vornherein eines 
Ausbaus dieser Besteuerung mittels Weiterentwicklung 
auch der finanziellen Seite der Zölle und der inneren 
indirekten Verbrauchssteuern, aber dochauchgleich- 
zeitig mittels Entwicklung von Reichssteuem, die im 
Unterschied zu den Zöllen und Verbrauchssteuern, welche 
überwiegend auf Artikeln des Massenkonsums liegen, zur 
gerechten und sozialpolitisch-notwen- 
digen Ausgleichung der Belastungen die besitzenden, 
die wohlhabenderen, die mittleren und besonders „obere n'" 
Klassen stärker für Reichszwecke mit belasteten. Vollends 
war das geboten für die reicheren Kreise, die in der neueren 
deutschen wirtschaftlichen Entwicklung sich immer mehr 
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bereicherten und selbst eine stark wachsende Anzahl von 
Personen und Familien umfaßten. 

Welche großartige Vermehrung die Zahl der Zensiten 
und welche Steigerung sogar ihre Quote vom gestiegenen 
Nationaleinkommen nach den Ergebnissen der preußischen 
Einkommensteuer diese reicheren Klassen, so die mit über 
100000 Mark Einkommen, erreicht haben, ergibt die amtliche 
Statistik dieser Steuer, wofür ich mich auf meine zwei 
umfangreichen Abhandlungen im Jahrgang 1904 der Zeit- 
schrift des KönigUch preußischen statistischen Bureaus 
beziehe. Physische Zensiten mit über 100 000 Mark Ein- 
kommen gab es im preußischen Staat heutigen Umfangs 
etwa 100 um Mitte des 19. Jahrhunderts, 1400 bis 1500 
um 1891, 2800 um 1902, 2900 um 1905, 3600 um 1907. 

Der Ausbau des Zollwesens und der inneren Verbrauchs- 
steuern hat zu spät begonnen, ist aber von jeher das richtige 
Ziel der BeichspoUtik gewesen. Jedoch in übertriebener 
Gegnerschaft gegen die einmal unvermeidlich starke 
indirekte Verbrauchsbesteuerung im modernen Staat hat 
diese PoHtik bei Liberalen, Sozialdemokraten,' auch Zentrum, 
auch bei Partikularisten und bei theoretischen Doktrinären 
einen Widerstand gefunden, welcher es zu einer ausreichenden 
Entwicklung dieser indirekten Besteuerung bei uns bisher 
nicht kommen Heß. Da hegt die Schuld dieser Parteien 
im Reichstag und im Volk. 

Man darf sich darüber nicht täuschen, weil doch die 
Zolleinnahmen und die Einnahmen aus einigen der inneren 
Verbrauchssteuern so stark gestiegen seien. 

Allerdings sind die Roherträge der Zölle von etwa 
76 Millionen Mark um Mitte der 1860 er Jahre oder von 
2,1 Mark auf den Kopf der Bevölkerung mit dem Aufschwung 
des Wirtschaftslebens nach dem französischen Krieg und 
dann nach den Zollreformen von 1879 bald auf über 
200 MiUionen Mark, 4,7 Mark auf den Kopf, und seitdem 
weiter auf 500, selbst 600 MiUionen Mark und darüber, 
auf etwa 9,5 — 10 Mark auf den Kopf, gestiegen. 

Dazu haben indessen die neuen Agrarzölle, 
die nicht finanzpohtischen, sondern notwendigen und be- 
rechtigten Schutzzwecken entsprungen waren, ein Drittel 
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und selbst erheblich darüber b ^getragen. Das war eine nicht 
beabsichtigte, in einer Hinsi;:ht finanzpolitisch bedenkliche, 
in anderer erfreuliche Entwicklung. Sie hat, nebenbei bemerkt, 
diese AgrarzöUe in der gegenwärtigen Reichsfinanzlage, 
wie für unsere Landwirtschaft und alles, was mit dieser 
auch sonst an gemeinsamen, wahrhaft national-wirtschaft- 
lichen Interessen zusammenhängt, so jetzt finanziell gleich 
notwendig gemacht. Man könnte jetzt auch aus finanziellen 
Gründen ohne einen genügenden Ersatz des Einnahme- 
ausfalls nicht an Aufhebung, kaum an erhebliche Ermäßigung 
dieser Agrarzölle denken. 

Auch die Einnahmen aus der Branntwein- 
besteuerung sind seit der Beform von 1887 immerhin, bei 
gleichzeitiger Ausdehnung auf Süddeutschland, von knapp 
50 auf fast das Dreifache, etwa 148 MiUionen Mark, von 1,3 
auf 2,4 Mark auf den Kopf (einschUeßUch Zoll), gestiegen, 
freilichaberseit 15 Jahr en nichtmeh'rg e wachsen, 
sogar seit Ende der 1890 er Jahre wieder um 12 — 15 MiUionen 
Mark gesunken. Die norddeutsche Bier Steuer ist dagegen 
bis zur jüngsten ungenügenden Beform von 1906 zwar im 
absoluten Betrag auch auf das Doppelte, von 20 auf 40 MUl. 
Mark, aber im Kopfbetrag nur von 0,6 auf 0,8 Mark und etwas 
darüber im Ertrag gewachsen. Ähnlich ging es seit der 
stärkeren Beform von 1879 mit der in ihren Erträgen fast 
stabilen inneren Tabaksteuer (11 — 12 MiUionen 
Mark). Der gesamte Tabak steuerertrag ist nur in der 
Form des Zolls auf fremden Tabak mehr gewachsen, aber 
auch nur nach der Erhöhung des Zolls von 1879 von zuerst 
etwa 30 auf knapp 60 MiUionen. Im ganzen ist bis zur 
neuesten Beform, die 1906 wenigstens in der Zigaretten« 
Steuer den Tabak für das Beich endUch etwas mehr belastete, 
der Ertrag von 0,4 Mark nach 1879 auf etwa 0,8, dann auf 
1,1, seitdem nur auf noch nicht ganz l,2Mark auf den Kopf 
gestiegen. Ein bedenklich kleiner Ertrag, vergUchen mit 
dem im Ausland erzielten, wo das 3 — 6 fache vorkommt. 

Im ganzen ergeben die Erträge der ZöUe und teilweise 
doch auch der genannten inneren Steuern — die Salzsteuer 
(etwa 56 MiUionen Mark) nebst ZoU ist nur im Maß 
der Bevölkerung gewachsen, auf den Kopf mit etwas über 
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0,9 Mark stabil geblieben — freilich eine große absolute 
und vollends relative, prozentweise Stei- 
gerung seit 30 Jahren. Das ist von einigen Seiten, «o 
von sozialdemokratischer, öfters hervorgehoben, auch 
darauf hingewiesen worden, diese Zunahme sei absoltxt 
und zumal relativ größer als im Ausland. Dies ist zum Teil 
wahr, beweist aber nichts für die behauptete „übermäßige^ ' 
Vermehrung dieser Steuererträge. Denn im B^inn der 
Beichszeit und vorher im Zollverein hatten wir die Zölle 
und die andern Steuern eben erst ganz schwach, 
entwickelt, unseren früheren politischen und wirtschaftlichen. 
Zuständen gemäß. Andere vergleichbare Hauptstaaten, Groß- 
britannien, Frankreich, Osterreich, Bußland, waren uns darin 
weit voraus. Hier mußte eben im Deutschen 
Reich erst vieles nachgeholt werden. Eine 
Vergleichung der relativen Zunahme der Zoll- und 
Steuererträge, in Prozenten der Anfangssumme, zwischen 
Staaten mit sehr verschieden hohen Anf angsziffem täuscht 
natürlich vöUig, hier , wie in andern statistischenVergleichimgen, 
und führt leicht — auch sehr oft — zu ganz falschen Schlüssen. 
Denn eine kleine Anfangsziffer erhöht sich eben durch eine 
bestimmte absolute Zunahme (z. B. 100 auf 200) prozent- 
weise viel stärker, hier um 100%, als eine große (z. B. 
500 auf 600) bei derselben absoluten Steigerung, hier um nur 
20%. In dieser völlig unzulässigen Weise ist nicht selten 
der „Beweis" geführt worden^ daß wir im Deutschen Reich, 
verglichen mit andern Staaten, eine ganz exorbitante Ertrags- 
vermehrung der Zölle und inneren Steuern bereits gehabt 
hätten, also schon viel zu weit gegangen seien und jetzt 
nicht noch mehr erzielen dürften. 

Da außer der klein^i Schaumweinsteuer mit 8 — 9 
Millionen Ertrag (einschließUch Zoll) eine innere Beichs- 
weinsteuer fehlt, so sind die für indirekte Ver- 
brauchsbesteuerung weitaus geeignetsten 
Objekte» die alkoholischen Getränke und 
der Tabak, im Deutschen Reich immer noch imter den 
vergleichbaren Staaten weitaus am niedrigsten 
belastet. Nach einer kürzlich veröffentlichten Arbeit eines 
englischen Statistikers Bosenbaum würde z. B. auf die drei 
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Getränke und den Tabak eine Steuerlast auf den Kopf 
kommen: in Großbritannien von 24, in Frankreich von 17,6,' 
in den Vereinigten Staaten von 14,5 (und ähnlich steht es 
mit dieser Besteuerung in Österreich-Ungarn, Italien, Bußland 
und andern Ländern mehr), dagegen im Deutschen Reich 
nur — von 6 Mark! Bei einem mit a.n meisten trinkenden 
und rauchenden Volke, unter den allein imter sich ver- 
gleichbaren Staaten mit großer Volkszahl, dem deutschen, 
solche geringen Beträge! 

Auch die deutsche Zuckerbesteuerung hat 
zwar ihre Erträge seit der ersten Beichszeit absolut auf das 
zweieinhalbfache und mehr, von einigen 50 auf über 
140 Mill. Mark, relativ doch auch nur von 1,2 auf 2,3 Mark 
auf den Kopf gesteigert, aber neueste Reformen werden hier 
sogar — inmitten der Reichsfinanznot (!) — Entlastungen 
bringen. 

Alles in allem ist daher das Deutsche Reich in der 
notwendigen finanziellen Entwicklung 
seiner indirekten Verbrauchsbesteuerung 
erheblich hinter dem Bedarf und hinter 
dem zurückgeblieben, was zulässig war, nach unserem 
sehr gesteigerten Wohlstand und auch in Vergleichung mit 
andern Ländern. 

Das war das Ergebnis der Ablehnung finanziell wirk- 
samerer Steuerreformpläne und des Gelingens bloß ganz 
unzulänglicher „Reformen"' im Reichstage. Da liegt 
dessen Schuld. Auch die „Reform"' von 1906 hat 
hier wenig weiter geführt. 

Die von anderer Seite so bekämpften Agrarzölle 
bieten freilich auch trotz ihrer unbestreitbaren agrarpolitischen 
und allgemein-volkswirtBchaftspolitischen Notwendigkeit als 
Belastung der Bevölkerung betrachtet wesentliche Bedenken, 
worauf wir imten zurückkommen. Aber hätten wir sie nicht 
ehalten, wie unzulänglich stünde es vollends um die finan- 
zielle Ergiebigkeit unserer indirekten Verbrauchsbesteuerung. 
UnsOT Reichsdefizit wäre ohne diese Erträge der Agrarzölle 
noch 150 bis 250 Millionen Mark seit Jahren jährlich größer 
gewesen. 

2 
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Grerade neben indirekten Verbrauchssteuern und 
Zöllen auf Massenkonsumartikel, welche die unteren EUassen 
relativ schwerer als die oberen belasten, vollends neben 
Zöllen wie die unsrigen, besonders den Agrarzöllen, sind aber 
um so mehr zur Ausgleichung andere Steuern, 
geboten, die allein oder überwiegend die mitt- 
leren und besonders die oberen Klassentreffen. Teil- 
weise gehören dazu ja allerdings auch gewisse Zölle und 
Verbrauchssteuern. Z. B. die Weinzölle und die Schaumwein- 
steuer, manche Zölle auf Luxusartikel sind der Art, und auch 
die Steuern und Zölle auf Artikel des Massenkonsums, wie 
Zucker, Tabak, Kaffee, Tee, Kakao, Gewürze, Südfrüchte, 
Getränke, belasten ja immerhin die mittleren und oberen 
Klassen mit imd nach den Konsumverhältnissen einige davon 
(bei uns z. B. auf Wein und Tee) die imteren wenig oder 
gar nicht. Nach der erhebUch größeren Konsumtion mancher 
dieser Artikel seitens der Angehörigen der oberen Klassen, 
auch bei Naturalverköstigung der Dienstboten, werden diese 
Klassen auch von den genannten Steuern und Zöllen, selbst 
den Agrarzöllen, absolut, wenn auch nicht im Verhältnis zu 
ihrem Einkommen und Vermögen, durch die Besteuerung 
und Bezollung dieser Artikel sicherlich noch stärker als die 
unteren Klassen belastet. 

Jedoch ein Mangel und eine Lücke in der Belastung 
der mittleren und vollends der oberen Klassen auch mit 
diesen Steuern und Zöllen bleibt der Umstand, daß Qualität 
und Wert bei vielen der hierhergehörigen Artikel in Steuer 
und Zoll nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt wird 
und werden kann. Daraus geht wieder eine einseitige, wenn 
auch nicht beabsichtigte Begünstigung dieser Klassen hervor. 
Bei Objekten, wie Kaffee, Tee, Tabak, Wein, fällt diese 
relativ viel germgere Belastung der besseren Sorten und 
Qualitäten, welche die oberen Klassen konsumieren, gegen- 
über der viel höheren Belastung für den Konsum der unteren 
Klassen bei denbloßenGewichtszöllen schwer insGewicht. Das 
wirkt wie ein starkes Steuerprivileg für die oberen, 
zum Teil auch für die mittleren Klassen, bei diesen Zöllen. 

Alles das kommt noch stärker in. Betracht bei 
den Agrarzöllen, namentlich den Getreide-» 
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Schmalz«^ und sonstigen Fettwaren^, FleischzöUen usw. 
Diese Zölle waren und sind, und zwar im ganzen auch in 
ihrer neuerdings erreichten Höhe, nach meiner stets ver^ 
tretenen Ansicht (welche ich näher in meiner Schrift 
Agrar- und Industriestaat, 2. Auflage 1902, begründet habe), 
für uns im Deutschen Reich agrarpolitisch not<* 
wendig und segensreich. Und zwar nicht nur 
für die Interessenten, die Landwirte, ländlichen Grund- 
besitzer, Bauern und andre Besitzer, die kleinsten inbegriffen, 
sondern für unsere ganze Nation und unser 
ganzes nationales Wirtschaftsleben. Eng- 
lands Freihandelspolitik auf agrarischem Gebiete konnten 
und durften wir nicht befolgen; wir durften unsere Land- 
wirtschaft, unsere ländlichen Besitzer nicht wie in England 
preisgeben. Unser Vorwalten von Mittel- und Kleinbesitz, 
Ton Eigenbetrieb statt Pacht, unsere geographische und 
politische Lage, unsere Wehrverfassung verboten das durchaus. 
Und wir konnten auch nicht im gleichen Maß wie das see- 
beherrschende England (dies jetzt für Vs seines Weizen- 
bedarfs!) uns für unseren Nahrungsmittelbedarf so ganz 
vom Bezug aus dem Ausland und vom Fabrikatenexport 
lur Bezahlung dieses Bezugs dahin abhängig machen. Die 
Agrarzölle lagen und liegen im gesamten 
nationalen Interesse und wahrlich im 
bleibenden Interesse der unteren Klassen, 
derArbeiterweltauchmit! 

Nur aber mußten wir auch in unserer Finanz- und 
Steuerpolitik berücksichtigen, welche Wirkungen eine 
agrarische Zollpolitik für die Verteilung 
der Belastungen durch Agrarzölle und 
welche B ück wir kungen diese Zölle auf 
diePreise der Agr ar pr oduk te im Inlande 
notwendig mit sich führten. Teils preis- 
erhöhende, teils sonsteinmöglichesSinken 
derPreise hemmende Wirkungen. Bei der stärkeren 
Bedeutung des Brotkonsuins für die unteren Klassen ein 
vollends zu beachtender Punkt, zumal neben Salzsteuem. 

Daher hätte gerade mit der ersten 
Wiedereinführung und zumal mit der starken 

2* 
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Erhöhung der GretreidezöUe -^ an sich eine der politischen 
Großtaten des eisernen Kanzlers — wie schon mit der ganzen, 
jbh sich durchaus berechtigten Politik der Entwicklung der 
Zölle und Verbrauchssteuern gleichzeitig eine Finanz- 
und Steuerpolitik gehen müssen, welche durch andere, 
mehr die oberen Klassen treffende Steuern., 
diese Klassen in einer mindestens die Über- 
belastung der unteren Klassen ausgleich en - 
den Weise mit für das Reich belastete. 

Zwar ist hierin durch die Ausbildung der Reichs- 
Verkehrssteuern, der Stempel-, Wechsel-, 
Börsen steuern, einiges geschehen, erfreulicherweise, freilich 
gegen den Widerstand der durch dieseSteuer getroff enenKreise, 
so der Börsenwelt. 100 Millionen sind so zu den andern 
Steuererträgen des Reichs getreten, wovon freilich ein Drittel 
auf die Besteuerung der Lotterielose, namentlich von Staats- 
lotterien (des meiner Ansicht nach bedenklichsten Instituts 
unseres Staatsfinanzwesens) kommt. Aber weder diese 
Summe noch überhaupt diese Art von Steuern reicht 
für den angedeuteten Zweck aus. Teils unmittelbar, teils 
durch Übertragung werden andere Volkskreise neben den 
oberen durch diese Steuern mitgetroffen, wenn auch in 
geringerem Maße die eigentlichen unteren Klassen. Auch 
die Losesteuer trifft sie. 

Daher waren noch andere Aus« 
gleichungsmaßregeln erforderlich. 



III. 

Ob die bisherigen Ausgleichungsmaßregeln gegen die 

Wirkungen der indirekten Steuern aosrelehcnT 

Man hat auch neuerdings wieder ausreichend eine Aus- 
gleichung der Besteuerung durch indirekte Steuern und 
Zölle zu finden geglaubt in der direkten Besteuerung 
der Einzelstaaten und Gemeinden, namentlioh 
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bei der hier fehlenden oder (abgesehen von der süddeutsehen 
partikularistischen Biersteuer) nur geringfügigen indirekten 
Verbrauchsbesteuerung. Vollends bei der neueren Ent- 
wicklung der direkten Personalbesteuerung in der Form der 
modernen Einkommen- und Vermögensbesteuerung mit 
ihren weitgehenden Steuerfreiheiten für kleine Einkommen 
und Vermögen, wie voran in Preußen, mit ihren niedrigen 
Sätzen für die besteuerten Einkommen, ihren progressiven 
Stufen, wenigstens bei der Einkommensteuer, für die größeren 
Einkommen, bei der Mitbesteuerung des Besitzes und des 
Einkommens daraus in der neueren Vermögensbesteuerung 
und in den alten direkten Ertragssteuem (Grund-, Gebäude-, 
Grewerbe-, süddeutsche Kapitalrentensteuer) seien ja 
die großen Massen der Bevölkerung von 
direkten Steuern ganz frei oder nur 
schwach getroffen, die mittleren , oberen, 
besitzenden, stark und immer stärker 
belastet. Diese bezahlten also, wenn auch vielleicht zu 
wenig für die Beichszwecke, so ganz allein oder fast 
allein, und jedenfalls weit überwiegend die Ausgaben 
für Staats- und Kommunalzwecke. Dazu die unentgeltliche 
Volksschule, die ganze große Arbeiterversicherung mit ihrer 
Kostenübertragung größtenteils auf Arbeitgeber und Reich, 
die vielfachen sonstigen Staats- und Kommunaleinrichtungen 
mit oder selbst allein für die unteren Klassen, alles ohne 
diese in Steuern oder selbst nur in Gebühren für Be- 
nutzung usw. zu den Kosten heranzuziehen — das sei doch 
wirklich eine Sachlage, durch die die unteren Klassen für 
die etwaige Mehrbelastung durch die ZöUe und Verbrauchs- 
steuern für das Reich entschädigt, ja weit mehr als ent- 
schädigt würden. Dies zumal, weil auch ihnen doch die 
Reichsausgaben für die großen Schutz- und Fürsorgezwecke 
wahriich ebenfalls zugute kämen, wenn man einmal, so 
fraglich richtig dies sei, in der Stenerpditik diesen „utili« 
tarischen" Gesichtspunkt von Leistung und Gegenleistung 
mit zur Geltung bringen wolle. 

Gewiß enthalten diese Einwände sehr viel Rieh-* 
t i g e s , das in manchen politischen Ejreiaen, voran bei den 
Sozialdemokraten, aber auch bei den Linksliberalen, selbst 
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im Zentrum zn wenig beachtet worden ist. Es wird in dem 
seit Lassalles Zeiten mit dessen Argumenten geführten 
,,Kampf gegen die indirekten Steuern'' und bezüglich d^ 
darin behauptetermaßen enthaltenen Schädigung der 
Lage der arbeitenden Klassen in diesen Kreisen mit Unrecht 
verkannt. 

Aber ist damit die Sache entschieden*? 
Ist es richtig, die Beichsbesteuerung auch in ihrer unvermeid* 
liehen Weiterentwicklung zu größerer Ergiebigkeit so g a n z 
in der indirekten Verbrauchsbesteuerung, mit der Er- 
gänzung durch die Beichsstempel aufgehen zu lassen ? 

Große theoretische und praktische Autoritäten, große 
Parteien, die Konservativen voran, große Staatsmänner, 
Bismarck vor allem, auch unsere einzelstaatlichen Finanz- 
männer und Regierungen überhaupt bejahen diese 
Frage allerdings. Sie stützen ihre Ansicht mit mancherlei 
guten Gründen, welche die Gegner der indirekten Besteuerung 
zu leicht nehmen. Auch der Bundesrat und die bisherigen 
leitenden Staatsmänner im Reiche stehen im ganzen zu dieser 
Meinung, daß bei uns eine ausreichende Ausgleichung der 
indirekten Besteuerung schon bestehe, Reich, Staaten, 
Gemeinden zusammengefaßt. Partikularistische Stimmen 
zumal urteilen vielfach ebenso. 

Namentlich die bisherige, wenn auch nicht in der Reichs^ 
Verfassung fest begründete, so doch der bisherigen geschicht- 
lichen Entwicklung und den Bedürfnissen der Einzelstaaten 
Entsprechende Reservierung der eigentlichen 
direkten Steuern für die Gliederstaaten, die großen 
wie die mittleren und kleinen, wird mit mancherlei guten 
politischen und finanzpolitischen Gründen gestützt. Auch 
die gleiche Lage in anderen Bundesstaaten, Schweiz,y ereinigte 
Staaten, dient zur weiteren Stütze. Die unvermeidlich 
nähere Beziehung der Veranlagung und Verwaltung der 
direkten Steuern zu der inneren Landesverwaltung, welche 
einmal auch bei uns im Reich den Gliederstaaten im wesent- 
lichen ganz verblieben ist, läßt sich für diese Reserviwung 
geltend machen. 

Trotz alledem bleibt die Beschränkung der 
Reichssteuern auf Zölle, indirekte innere 
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Verbrauchssteuern und einige Verkehr s« 
steuern (Stempel, Börsensteuer) etwas finanz« 
politisch und sozialpolitisch Bedenk« 
1 i c h e s. 

Denn schwerlich wird die durch die indirekten Steuern, 
namentlich auch durch die Agrarzölle bedingte Höher- 
belastung der großen Volksmasse, der unteren Klassen, 
ffir die Beichszwecke durch die einzelstaatliche und kom« 
munale direkte Besteuerung der xnittleren und oberen 
Klassen und durch die Steuerfreiheit oder geringere Be* 
lastung der unteren Klassen bei dieser Besteuerung in den 
Gliederstaaten, Verbänden, Gemeinden schon genügend 
kompensiert. Genügend, das heißt in dem Maße, wie es die 
Minimalforderungen verlangen, welche aus dem an-- 
erkannten leitenden Grundsatz der 
modernen Steuerpolitik, der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit, der Klassen, 
Berufe, Einzelnen, folgen. Aber selbst, wenn dieses durch 
die bisherige gesamte Steuerverfassung in Beich, Staaten, 
Gremeinden zusammen erreicht würde, was ich, besonders 
auch wegen der Weiterwirkung der Agrarzölle auf die Preise 
von Getreide usw. im Inland überhaupt bezweifle, so ist eben 
noch mehr zu verlangen: nämlich daß die mittleren und 
vollends die oberen Klassen nicht nur mindestens 
ebensoviel im Verhältnis zu ihrer, namentlich 
in der Einkommenhöhe liegenden Leistungsfähigkeit im 
ganzen an Steuern tragen, wie die unteren, sondern daß sie 
verhältnismäßig mehr tragen. Das ist aber bei 
der immerhin schon eingetretenen bedeutenden Steigerung 
der Erträge unserer Zölle und Verbrauchssteuern bisher 
nicht erreicht worden. Es wird bei noch weiterer und 
unvermeidlicher Steigerung dieser Erträge, nament- 
lich beim gebotenen Festhalten an hohen Agrarzöllen, immer 
weniger erreicht werden. 

Es ist doch auch hier beachtenswert, wenn jener schon 
angezogene englische Statistiker, auch bei gegen einzelne 
seiner Berechnungen etwa zu erhebenden Einwendungen, 
zu dem Eigebnis gelangt, daß in der Besteuerung von „Food", 
d. h. wirklichen Nahrungsmitteln und eßbaren Genußmitteln 
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einschließlich von Kaifee, Kakao und Tee, Deutsch* 
land die höchsten Belastungen unter den oben schon 
genannten vier Ländern zeigt: 10 Mark auf den Kopf, selbst 
Frankreich nur 8,6, Großbritannien 6,6, Nordamerika 
3,5 Mark. Wenn dabei auch, wegen der niedrigen deutschen 
Besteuerung der alkoholischen Getränke und des Tabaks, 
die indirekte Verbrauchsbesteuerung von allen diesen ge* 
nannten Artikeln, Eßwaren und alkoholischen Getränken» 
nebst Tabak, dieniedrigste Gesamtbesteuerung dieser Art, etwa 
16,1 Mark bei ims, besteht gegen 30,7 in Großbritannien, 
26,1 in Frankreich, 18,2 in Amerika, so bleibt die höhere 
Belastung bei uns besonders durch die Agrarzölle auf die 
wichtigsten eigentlichenNahrungsmittel 
eben doch eine Tatsache, welche in der gesamten übrigen 
Besteuerung zu Konsequenzen fähren muß, namentlich zur 
wirklichen Höherbelastung der mit diesen 
indirekten Steuern geringer belasteten mittleren und wi^er 
besonders oberen Klassen. Auch im Vergleich mit der Ent- 
wicklung und Ertragssteigerung der direkten Steuern, wie 
sie sich in den deutschen Einzelstaaten und Gemeinden 
stark zeigt, bleibt die doch noch durchaus nicht einmal 
ausreichende stärkere Steigerung der Erträge der Zölle 
und inneren Verbrauchssteuern seit der Beichsgründung 
die überlegenere. D. h., die große Volksmasse ist seitdem 
in stärkerem Maße für die gesamten Reichs- und Staats- 
zwecke in dieser indirekten Besteuerung steigend belastet 
worden, stärker als die oberen Schichten durch die ver- 
mehrten direkten Steuern in Staat und Gemeinden. Und 
das wird mit der so notwendigen Steuerentwicklung der 
inneren, der indirekten Steuern noch schärfer hervortreten. 
Darüber kommt man staatswirtschaftlich und sozial- 
politisch in dieser Frage nicht ohne richtigere Ver- 
teilung der ganzen Steuerlasten auf Reich 
und Staaten hinweg. Auch nicht mit all den andern an- 
gedeuteten und sicher viel Richtiges enthaltenden Beweis- 
gründen; auch nicht mit dem oft vorkommenden Argument 
des privatkapitalistischen Untemehmergesichtspunktes, daß 
die A r b ei t er Versicherung „so große neue 
Lasten" den Unternehmern zugewälzt habe — doch 
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nur das, was sie in r i ch tiger Lohngestaltung 
längst hätten tragen müssen. Es ist ihn^i 
dadurch nicht eine „n e u e L a s f zugewalzt, als vieknehr 
nur ein Privileg, früher ungewöhnlich niedrige Löhne 
gezahlt und dadurch zu kleine Arbeitskosten getragen zu 
haben, nunmehr entzogen worden. Wenn aber die Kapitalisten 
und Unternehme in höheren Preisen ihrer Produkte diese 
so in den Arbeitsversicherungslasten implicite mit ent* 
haltene Lohnsteigerung auf die Kauf er und Konsumenten 
dieser Produkte mit überwälzen, sind sie ohnedem nicht ein- 
mal die „neu Belasteten^', sondern dies sind die Konsumenten. 
Aber auch diese haben kein Recht darüber zu klagen. 

Li dem übertriebenen Widerspruch gegen die indirekte 
Besteuerung, auch gegen so eminentzweckmäßige 
und in neuerer Zeit bewährte Besteuerungsformen 
wie Monopole, eventuell überhaupt gegen „Verstaatlichungen"' 
und „Verkommunalierungen"' von Wirtschaftsbetrieben mit 
aus finanzpolitischen 6ründ^i,liegen trotz alledem 
die Fehler der linksstehenden Parteien. Was hätte 
uns zum Beispiel allein ein ordentliches Tabaksmonopol 
eingetragen, wenn es vor 25 — 30 Jahren zustande gekommen 
wäre! Wohl vier bis fünf Milliarden Mark mehr als unsee 
schwächliche und auch sonst so unvollkommene Tabak- 
besteuerung in der Form der Gewichtsbesteuerung und im 
Zoll. Und wie wären wir dadurch über alle finanziellen 
Schwierigkeiten im Reich hinweg! Aber die Volks- imd 
Parteienvorurteile waren zu groß. Statt im Monopol eine 
Besteuerungsform und zugleich eine Rechtsreform 
zu s^en, welche private Erwerbsgewinne der Fabrikation 
und des Handels auf den Staat überträgt, machte man sich 
aus einem Monopol bei uns einen Popanz. Und ähnlich 
ging es in verwandten Verstaatlichungsfragen, wo man 
anderseits so oft nur Privatmonopolen des großen Privat- 
kapitals und seiner Organisationen gegenübersteht, in hohen 
Tantiemen, Dividenden „Privatsteuem^^ ruhig hmninmit, 
beim Staate aber über „fiskalische Habgier" wettert! Und 
doch, welche riesigen, auch finanziell erfreu- 
lichen Folgen hat die Eisenbahnverstaat- 
lichung neben den besten Verkehrs- und wirtschafts- 
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politischen Folgen gehabt! Wie stünde es ohne diese Maß- 
regel in Preußen mit den Staatsfinanzen? Hätte der 
mittelstaatliche Partikularismus da^ 
Bismarcksche Beiohseisenbahnprojekt, welches 
vom preußischen Standpunkte aus ein so uneigennütziges 
Anerbieten war, nicht zum Scheitern gebracht, wie anders 
stünde es um die Beichsfinanzen und um wie viel besser 
wäre die Finanzlage der Mittelstaaten, ungünstiger wäre 
nur die preußische, denn Preußen hätte dann seinen 
reichen Gewinn mit diesen zu teilen gehabt. Bier und in 
ähnUchen Fällen ist ein einmal vorhandenes 
faktisches Monopol doch in der Tat noch immer viel 
besser in Händen des Staates als des 
Privatkapitals. Der Gegensatz, die Privatmonopole 
in den Händen der Sjnidikate, ist ein sprechendes Beispiel. 

Auch jetzt sehen wir wieder, ohne daß über das Ob und 
Wie irgendetwas Näheres bekannt ist, wie sofort der ein- 
seitige und gehässige Kampf privater Interessen und des 
Partikularismus gegen die Idee eines Elektrizitätsmonopols 
entbrennt und die öffentliche Meinung irr^eführt ^vdrd. 
Auch die Stadtverwaltungen haben in Bücksicht auf ihre 
Konrmunalfinanzen ähnUch einseitig abgeurteilt. Sofort 
war wieder das allg^neine Geschrei: „das licht besteuern, 
welche Barbareil Die große uns neu erschlossene Natur- 
kraft besteuern, welche technische und volkswirtschaftliche 
Torheit und welcher Schaden''! „Gar ein Monopol des 
Staates für eine in noch so rascher und starker Entwicklung 
der Technik befindliche Einrichtung!'' 

Nun, ich weiß nichts Näheres, o b diese Besteuerung 
überhaupt geplant ist, wie sie eingerichtet, wie hoch sie 
angesetzt, ob sie in Monopolform beabsichtigt ist. Aber die 
„Besteuerung von Lichf haben wir ja schon im 
.Petroleumzoll, also in der Steuer auf die Beleuchtung 
der großen Volksmasse. Sie erträgt dem Reich jetzt 
76 Millionen Mark, belastet den Wert je nach dem Pteise 
des Petroleums mit 60, 70, 80%, den Kopf der Bevölkerung 
mit 1,2 Mark. Soweit der Petroleumpreis für den 
Konsumenten um den Zollbetrag verteuert wird, ist sie 
. im starken Maße eine jener indirekten Verbrauchssteuern, 
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Teelche die Volksmaisse mehr als die oberen Klassen trifft. 
Daher gehört sie zu den Steuerlasten, welche einen Ausgleich 
erheischen durch andere Steuern auf die oberen Klassen 
(einschließhch der mittleren und höheren MitteMassen). 
Gerade dafür kann eine ,,L i c h t s t e u e r*' für die 
Beleuchtung dieser Klassen und des Wirtshaus-, Ladenluxus 
durch Gaslicht und elektrisches Licht recht wohl in Frage 
kommen. Freilich ziehen die Gegner, so die Sozialdemo^ 
kratie, den Schluß „also fort mit demPetroleum- 
z o 1 r\ wegen dieser seiner Wirkung für die unteren Klassen. 
Aber wirkt er denn und zumal in seinem vollen Betrage 
so auf den Kleinpreis?! Abgesehen von der Frage der 
Ersetzung seines Ertrages für djie Finanzen des Reichs, 
wer verbürgt denn, daß bei der rein privatkapitalistisch- 
monopolistischen bekannten Organisation des Petroleum- 
handels, auch des Kleinhandels, auch bei uns unter der 
Herrschaft der Standard Oil Company, die Aufhebung, 
oder auch nur die Ermäßigung des Zolls wirklich überhaupt 
vollständig den Konsumenten zugute kommt und nicht nur 
das erwähnte Monopol für seine Inhaber noch gewinn- 
bringender macht? Auch über die Monopolform der 
Elektrizitätssteuer wird sich reden lassen. Indes gibt es 
ja auch andere Steuerreformen dafür. Gerade die Her- 
stellung von Gas und elektrischem licht meist in großen 
Anstalten, in kommunalen und solchen von Erwerbi^esell- 
schaf ten, macht eine Steuererhebung nicht so schwierig. Glaubt 
man die Mitbesteuerung der elektrischen Betriebskraft ver- 
meiden zu sollen, so bietet sich auch dazu ein Ausweg. 
Übrigens würde auch eine Elektrizitätsbesteuerung imm^- 
hin in Frage kommen können, weil sie namentlich die 
Großbetriebe, welche die Kraft verwenden, träfe und diese 
der Benutzung dieser Kraft ihre auch relativ größere 
Leistungsfähigkeit ihren Konkurrenten gegenüber verdanken. 
Dadurch werden sie aber auch steuerfähiger. 

Damit braucht, bevor Näheres bekannt ist, noch nicht 
unbedingt Stellung zugunsten dieser etwaigen Steuern ge- 
nommen zu werden. Aber wohl gilt es auch hier, nicht von 
vornherein alles abzulehnen, ohne daß man um einmal 
unentbehrliche anderweite Ersatzsteuem sich bemüht. 
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Und nicht anders geht's immer noch mit den Bedenken 
gegen die höhere und Steuertechnischbessere 
Tabak', Bier- und Branntweinbesteuerung. 
Ab^mals treten die widerUchstenAgitationen der Fabrikanten, 
Händler, Wirte und Tuttiquanti hervor. Kein neues Projekt 
der Entwicklung der indirekten Besteuerung, auch wenn es 
durch die Erfahrung der ganzen Welt unterstützt wiirde, 
kann auftauchen, es findet bei den dadurch zunächst 
betroffenen Interessenten unbedingten 
Widerspruch. Man macht Front dagegen, schützt 
allgemeine öffentliche Interessen vor, wo es sich nur ma 
eigene EinzeUnteressen handelt, und — bleibt so ganz in 
der Opposition oder bittet wie der vom Brand Gefährdete 
zu seinem Heiligen: „Lieber Fiskus, verschone 
mich, an meinen Nachbar halte die h^'. 
Ein erbärmliches Verhalten! Es ist wirklich kläglich, 
anzuschauen, wie jedes Projekt einer Steuer von den durch 
diese Betroffenen stets abgelehnt und, wenn es geht, immer 
andern die Last zugeschoben wird. Das kann den Patrioten 
und nationalen PoU^er tief schmerzen, aber auch empören. 

Aber woher sollen denn die unver- 
meidlich notwendigen Mittel kommen, 
um der Beichsfinanznot ein Ende zu 
machen? 

Da lag bisher die schwere Schuld der der in^ 
direkten Besteuerung und der Steuer in Monopolform 
gegnerischen poUtischen Parteien, welche im Beichs- 
tag über Steuervorlagen mit zu entscheiden hatt^i. Und 
da liegt die Gefahr, daß es auch jetzt wieder nicht besser 
geht. Diese Steuerfragen sind aber nach Lage der 
Dinge politische und volkswirtschaftliche 
Lebensfragen für das Reich und für die ganze 
Qeugewonnene politische Organisation des deutschen Volkes, 
damit aber wahrlich auch für die ganze deutsche 
V o Ikswirtschaft. Können doch nur innerhalb dieser 
auch alle einzelnen Wirtschaftsgruppen und alle einzelnen 
dazu gehörigen Personen gedeihen. Ohne starke 
weitere Steuererträge ist diese politische 
Organisation gefährdet. 
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Aus dieser Auffassung müssen der 
Patriot und der Nationalpolitiker und 
die nationalen politischen Parteien die 
Folgerungen zu ziehen Mut und Ent«^ 
schlossenheit haben. In der notwendigen 
Weiterentwicklung der ordentlichen Einnahmen des Reichs 
wird die Einführung passender Monopole und die Herbei- 
führung einer bedeutend stärkeren Ertragserzielung aus 
der indirekten Besteuerung und hier vor allem aus der 
Tabak- und Getränkebesteuerung nicht aus- 
bleiben dürfen und können. Sind Monopole bei Tabak und 
Branntwein nicht durchzusetzen, so sind andere, Qualität 
und Wert besser berücksichtigende Besteuerungsformen — 
f aute de mieux, und das Letztere ist die Monopol- 
steuerform — zu wählen. 

Auch der Branntwein, auf dessen Besteuerung 
mit Recht im Ausland (England, Frankreich, Rußland, 
Amerika und noch anderen Ländern mehr) sich immer mehr 
die Getränkbesteuerung in der Hauptsache konzentriert, 
wird von weiterer und stärkerer Belastung nicht 
verschont bleiben dürfen. Da müssen auch 
die agrarischen und konservativenParteien 
Zugeständnisse machen. Die auch Volkswirt* 
schaftlich allgemdn berechtigten agrarischen Interessen um 
die Erhaltung des Kartoffelbaues im Osten lassen sich dabei 
in geeigneten Steuerformen für Branntwein schon wahr- 
nehmen. Selbst die „Liebesgabe'' an die Brenner, welcher 
auch wieder ein allgemeines wirtschaftliches Interesse zur 
Seite steht — ich urteile darüber ganz so wie Miquel — 
kann dabei wen^stens in gewissem Umfang noch länger 
erhalten bleiben. Aber neben dem Branntwein muß auch 
das Bier gerade nach deutschen Verhältnissen, wie seit 
lange in Süddeutschland» wie in England, Osterreich, d. h. 
überall in der germanischen Welt, wo Bier allgemeines Volks-* 
getaränk ist, auch in Norddeutschland endlich zu einem ge- 
nügenden Ertrage gebracht werden, ohne Rücksicht auf 
das Geschrei der Wirte, der Brauer, unbekümmert tun die 
etwaige Verkürzung der Dividenden von Großbraueraiea 
und über das Gejammer der Konsumenten, welche gßt nicht 
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einmal notwendig voU belajstet zu werden brauchen. Letztere» 
beweist gerade Süddeutschland bei seiner hohen Biersteuer. 
Biersteuererträge allein in Bayern weit über 30 Millionen 
Mark, fast so groß wie bis zur jüngsten Beform in ganz^ 
Norddeutschland, bei allerdings zweieindrittelmal so hohem 
Konsum dort als hier, doch auch fast dreimal so 
hohen Steuersätzen und mit bis sechsmal so hohen 
Steuererträgen auf den Kopf (5V4 Mark gegen einige achtzig^ 
Pfennig in Norddeutschland bisher!) deuten den Weg an^ 
den man gehen muß. 

Leider ist der einheimische deutsche Weinbau so 
klein, auf so wenige kleine Gebiete konzentriert, die innere 
Weinsteuer ein so schwieriges steuertechnisches Problem,, 
daß man nicht leicht zu einer allgemeinen inneren Reichs- 
weinsteuer kommen wird, wie sie auch als Staatssteuer nur 
in wenigen deutschen Staaten (Württemberg, Baden, Reichs- 
land) noch besteht. Dcus ist wieder ein Mangel und eine 
Lücke, die bedauerlich sind. Sie haben noch den weiteren 
Nachteil im Gefolge, daß der Weinzoll nicht genügend 
erhöht werden kann, weil er dann noch mehr als Schutzzoll 
wirken würde. Und da bei diesem Zoll keine ausreichende 
Qualitäts- oder Wertunterscheidung, außer von Schaum*» 
Maschen- und Faßweinen, stattfindet, was wiederum zoll- 
technisch schwer zu ändern ist, folgt, daß gerade das 
Getränk der wohlhabenden Klassen (außer- 
halb der eigentlichen Weinbaugegenden) teils steuer- 
frei bleibt, teils nicht genügend belastet wird. 
Das ist wiederum ein Privileg dieser Klassen, welches 
durch andere Besteuerungsmaßregeln mit kompensiert werden 
müßte, wenn es nicht doch gelingt, wenigstens die besseren 
Weine, auch im Iimeren, höher zu belegen. 

Eine stärkere Ausbildung der Getränke- 
steuer (auch wohl der Tabakbesteuerung) könnte übrigens 
nach ausländischem Muster (namentlich Englands), zugleich 
im sanitären und sittenpolitischen Interesse, 
durch ein ordentliches Lizenzsystem passend mit-, 
ergänzt werden. Wesentlich dies Literesse spielt bei dieser 
Besteuerung überhaupt mit und sollte auch bei uns schärfer 
herrortreten. 
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Tins mehr belastet wird, so ist das auch sonst zu rechtfertigen. 
X)er Deutsche erleidet dadurch nichts Schlinuneres als jeder 
JBewohner anderer Kulturlander, und auch nichts Schlimmeres 
-als er in der privaten Besteuerung durch den Wirt, 
ohne sich sehr dag^en zu wehren, langst erduldet. Denn 
dieser wälzt.notorisch auf die Getränke im Preise bei Klein- 
Absatz und Ausschank einen sehr bedeutenden Teil seiner 
Oeschäftsunkosten, auch für Lokale, Speisen usw. Er wird 
•dadurch mit in den Stand gesetzt, übertrieben hohe Mieten 
2u zahlen und so die Grundrente zugunsten des Grund- und 
JSausbesitzers übermäßig zu steigern. Er belastet z. B. im 
.mitbezahlten Biersohaum den Trinker stärker, als es der 
Staat durch die Biersteuer tut, beweist aber — mit dem 
^en auch praktisch die ungemeine Tragfähigkeit 
der alkoholischen Getränke, Von dieser macht 
xler Staat, das Reich bisher bei uns nur sehr bescheidenen 
Gebrauch. Das Ausland, bei Bier auch Süddeutschland 
Jiaben seit langem und neuerdings in steigendem Maß sehr 
verständigerweise diese Tragfähigkeit für ihre Staatsaus- 
^aben auszunutzen gewußt. Das Reich, Norddeutschland, 
49ollte auf diesem Weg endlich folgen. 



IV, 

Die Notwendigkeit einer direkten oder doch dieser ähnlich 
wirkenden Steuer im Beielu 

Aber — allerdings — die ganze Schuld an der 
Unanznot des Reiches lag und liegt auch jetzt nicht bloß 
^uf der Seite der Gegner einer angemessenen 
indirekten Verbrauchsbesteuerung. Ein 
Teil, wenn auch der kleinere Teil der Schuld, trifft auch die 
ebenso einseitigen Gegner der direkten Steuern (der eigent- 
üchen wie der in der Wirkung gleichen Erbschaftssteuer), 
und zwar die Gegner als solche dieser direkten Besteuerung 
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überhaupt wie die Gegner einer Übernahme dieser Steuern 
mit auf das Reich. 

Hierin, glaube ich, lag auch der ver- 
hängnisTolle Fehler der Bi smar cks ch en 
Finanz- und Steuerpolitik. Unser großer 
Kanzler war auf diesem Gebiet ein an das Doktrinäre 
streifender und ebenso einseitiger Gegner der direkten 
Steuern, wie seine politischen Gegner es gegenüber den 
indirekten Steuern waren. Auch nach tatsachlich unzu- 
treffenden Hinweisen auf das Ausland, besonders auf Frank- 
reich, mit der Behauptung, daß hier die indirekte Besteuerung 
mit den günstigsten Erfolgen ganz vorwalte, die direkte 
ganz zurückstehe, was nach Bismarcks Ansicht leider um- 
gekehrt in Deutschland bzw. Preußen der Fall sei, wurde 
die an sich richtige Vermehrung der indirekten Steuern 
begründet und betrieben. Aber die nicht minder 
notwendige Entwicklung der direkten 
Steuern wurde hintertrieben, jedenfalls unterlassen. Er- 
satz der direkte ndurch indirekte Steuern 
war die Losung. Sie hätte heißen müssen: gleichzeitig 
starke und technischrichtig e Entwicklung beider 
Steuerarten nebeneinander und auch im Reiche, Verbindung 
derselben zu einem einheitlichen System, Ausgleichung ihrer 
Mängel und ihrer verschiedenartigen Wirkungen auf die 
Belastung der von ihnen betroffenen Steuerträger gegen- 
seitig bei jeder Steuerkategorie durch die andere. Das ist die 
Forderung der neueren deutschen Finanzwissenschaft, welche 
hier mit klaren Anschauungen und Zielen der vermeintlich 
höher entwickelten Volkswirtschaftslehre (und gar Volks- 
wirtschaftspoUtik) voransteht. Und das ist auch die For- 
derung wirklich rationell verfahrender Finanzpraxis. 

Und das sollte die Parole auch bei uns jetzt sein! Ge- 
wiß, trotz aller berechtigter Bedenken, 
ist die indirekte Besteuerung des Ver- 
brauchs die steuertechnisch geeignetste 
Form der Besteuerung der großen Volks- 
masse, derunteren und teilweise auch der 
mittleren Klassen. Aber ebenso gewiß: nur 
durch direkte und ähnlich wirkende 
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SteuernkönnendiemittlerenundvollendB 
die höheren Klassen nach der individu- 
ellen Leistungsfähigkeit ihrer Mitglie- 
der überhaupt genügend besteuert werden. 
Von den Zöllen, inneren Verbrauchssteuern, auch den 
überhaupt ausführbaren Luxussteuem, auch den Verkehrs- 
steuern auf Rechtsgeschäfte werden diese Klassen mit 
höherem Einkommen und Vermögen und mit Besitz-, Beuten-, 
Spekulations-, Konjunkturengewinnbezügen zwar mit- 
getroffen, aber nicht ihrer Leistungsfähigkeit gemäß. Da- 
zu sind direkte Steuern unentbehrlich für sie. 
Nur durch deren Eingliederung und richtige 
Ausbildung in das ganze System der Reichs-, Staats-, 
Verbands-, Gemeindebesteuerung können die höheren Klassen 
so belastet werden, wie es die soziale Gerechtig- 
keit in der Besteuerung, wie es die Über belastung 
der Volksmasse mit Verbrauchssteuern, 
zumal mit Agrarzöllen, wie es der mit der Ausgleichung 
dieser Überbelastung durch die genannten Steuern, welche 
auch die oberen Klassen mit treffen, doch noch verbleibenden 
weiteren höheren Leistungsfähigkeit der oberen Klassen 
entspricht. Sehen die unteren Klassen eine schärfere Be- 
lastung der oberen Klassen mit direkten Steuern, so wird 
auch ihre eigene indirekte Besteuerung ihnen nicht mehr 
so odiös erscheinen und selbst wieder eher durchzusetzen 
sein. Das war von der bisherigen ReichssteuerpoUtik zu 
wenig beachtet. 

Es ist für mich das alles der entscheidende Grund, 
warum ich glaube, daß aufdieDauer die an sich steuer- 
technisch und steuerpolitisch beste Form der direkten 
Besteuerung, die moderne personale Einkommen- 
und Vermögensbesteuerung, im Reich 
nicht ausbleiben kann u n d wird. Dies wird 
durch andere Gründe auch noch unterstützt. Wenigstens 
.Einheit in den Grundzügen der direkten Per- 
sonalbesteuerung dieser Art ist auch in einem großen ein- 
heitlichen Wirtschaftsgebiet ein dringendes Bedürfnis. Bß- 
litische und staatsrechtliche Bedenken, Schlüsse aus dsfa 
„Wesen*^ des Bundesstaats, das spezielle Bedürfnis 'äßT 

3 
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deutschen Einzelstaaten nach den Erträgen ihrer direkten 
Steuern in Ehren, — alle diese gewiß in großem Maße rich- 
tigen und berechtigten Qründe, sie werden auch in 
der Besteuemng, hier wie auf andern nationalen 
Bechtsgebieten, nicht eine reichsgesetzliche Regelung wenig- 
stens der Qrundzäge der direkten Personalbesteuerung auf 
die Dauer verhindern können — und das direkte Steuer- 
gebiet zumal ist in eminentem Maße doch auch ein nationaleB 
Bechtsgebiet. 

Aber ich unterschätze die Macht der Widerstände hier- 
gegen nicht. Ich bestreite auch die politischen und prak- 
tischen Gegengründe in ihrer Bedeutung nicht, wenn sie 
mir auch widerlegbar erscheinen. 

Man darf auch zugestehen, daß es bei der Mit Verwendung 
direkter Steuern fiir das Reich nicht unbedingt darauf an- 
kommt, unmittelbar nur die Erträge eigener direkter 
Reichssteuem zur Verfügung zu erhalten. Es genügt, wenn 
dem Reiche Finanzmittel zugeführt werden, welche in ihrer 
Aufbringimg als Lasten auf die Bevölkerung wie direkte 
Steuernwirken und sich entsprechend auf die Klassen 
und Einzelnen nach deren Leistungsfähigkeit verteilen. 
Dabei wäre dann auch auf Ausgleichung der Wirkungen der 
ZöUe und inneren Verbrauchssteuern mit hinzuzielen. In 
einem Plane wie dem folgenden, welchen ich seit länger 
vertreten und auch naher entwickelt habe (im Band IV 
meiner Finanzwissenschaft, Seite 803 K.), böte sich zugleich 
ein erwünschtes Mittel, einem andern Bedürfnis des Finanz- 
wesens des Reichs und der Einzelstaaten abzuhelfen. 

Dieses Bedürfnis ist eine Verbesserung des Systems 
der Matrikularbeiträge, die neuerdings so- 
genannte „Veredelung** dieser Beiträge. 

Bei der Zusammensetzung des Reichs aus Glieder- 
staaten so ganz verschiedener Bevölkerungsgröße, Zu- 
sammensetzung der Bevölkerung und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, Preußens, der Mittelstaaten, der Kleinstaaten, 
unter letzteren reiche Stadtstaaten, wie arm^ Waldstaaten 
Thüringens, bleibt die bisherige Verteilung der Matrikular- 
beiträge bloß nach der Kopfzahl der Bevölkerung bei so 
verschiedener durchschnittlicher wirtschaftlicher Leistungs- 
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fähigkeit eines ,,Kopfes" ein schlechter Maßstab. Da im 
Schlußeffekt die Matrikularbeiträge nach Lage der Dinge 
aus den Beinerträgen der staathchen Betriebsverwaltungen 
und des Renten gebenden Staatsbesitzes, im übrigen na^ 
mentlich auch aus den Erträgen der direkten Staatssteuem 
mitgeleistet werden müssen — wozu nur in Süddeutschland 
dessen eigene Bierbesteuerung noch mit zur Verfügung 
steht, da den Einzelstaaten sonstige eigene indirekte Ver* 
brauchssteuem fast ganz fehlen — , so werden ja allerdings 
die Matrikularbeiträge zum Teil als einzelstaatUche direkte 
Steuern für Beichszwecke angesehen werden dürfen. In- 
sofern entsprechen sie den hier vertretenen steuerpoUtischen 
Forderungen. 

Aber bei dem Maßstabe der Verteilung nach der Kopf- 
zahl belasten sie nun wieder die Bevölkerung der Einzel- 
staaten nach der verschiedenen Durchschnittsleistungsfähig- 
keit des Kopfes sehr ungleich. Diesem unbestreitbaren Ubel- 
stand kann vielleicht durch Modifikation des bestehenden 
Verteilungsmaßstabs bloß nach der Kopfzahl etwa^ ab- 
geholfen werden. Man könnte etwa nur nach der Zahl der 
erwerbsfähigen und erwerbstätigen Bevölkerung oder der- 
jenigen über ein bestimmtes Lebensalter hinaus, der Er- 
wachsenen, die Verteilung regeln. Aber die praktische 
Durchführung bietet wieder manche Schwierigkeiten, und 
vöUig be&iedigt auch dieser Modus nicht. 

Eine wirksamere Verbesserung oder Veredelung der 
Matrikularbeiträge wäre dagegen auf dem folgenden Wege 
mögUch, ohne daß dabei die Art und Weise, wie jeder GMeder-* 
Staat sein ihm zufallendes Kontingent der Matrikularbeiträge 
wirkUch aufbringt, unbedingt vorgeschrieben zu werden 
brauchte. 

Es wäre durch Beichsgesetz eine allgemeine 
personale Einkommen- und Vermögensbesteuerung, nach 
dem Muster der preußischen, sächsischen und passender 
anderer einzektaatUchen Steuergesetze, festzustellen, dann 
durch die Verwaltung der Einzelstaaten zur Durchführung 
oder Veranlagimg unter einer gewissen Beichsaufsicht zu 
bringen. Danach ließe sich zunächst die 
relative wirtschaftliche und steuerliche 

3* 
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Leistungsfähigkeit der Gesamtbevöl- 
kerungjedesEinzelstaates ermitteln. Diese 
Veranlagung müßte periodisch etwa alle fünf Jahre 
wiederholt werden, weil sie erst allmählich eine korrekte 
werden kann und um eintretenden Veränderungen in der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Bevölkerung der Einzel- 
staaten Rechnung zu tragen. Dadurch allein ge- 
wönne man einen richtigen Verteilungsmaßstab der 
Matrikularbeiträge für die einzelnen Staaten unter ein- 
ander selbst. 

Allerdings nur, wenn nach dieser Steuerveranlagung 
dann auch in jedem Staat das Kontingent der Matrikular- 
beiträge auf seine Bevölkerung verteilt und so aufgebracht 
würde, wäre auf diesem Wege das Ziel sicher zu erreichen, 
für Reichszwecke die Bevölkerung im ganzen und in jedem 
Einzelstaate richtig nach der Leistungsfähigkeit jedes Steuer- 
pflichtigen zu belasten. 

Aber um in die Sphäre der Einzelstaaten nicht zu 
weitgehend einzugreifen, ließe sich die Bestimmung treffen, 
daß es jedem Einzelstaat überlassen bliebe, nach der reichs- 
gesetzlichen Veranlagung von Einkommen und Vermögen 
sein Matrikularkontingent in seiner Bevölkerung aufzubringen 
oder anderweite Finanzmittel dafür zu benutzen. Vermutlich 
würden Preußen, Sachsen und andere Staaten, welche bisher 
schon Einkommen- und Vermögenssteuer besitzen, hier das 
Reichsgesetz unmittelbar benutzen, andere, wie besonders 
Bayern, auch Mecklenburg, das Reichsland, vielleicht nicht. 
Das bliebe im Interesse der richtigen Verteilung der Reichs- 
lasten unter die einzelnen Teile der Bevölkerung dieser 
Staaten ein Mangel. Aber dieser Mangel wäre in Konsequenz 
des Föderativcharakters des Reiches hinzunehmen und 
wäre auch für weitergehende Politiker zu ertragen. 

Bei gutem Willen allseits ließe sich so ein wesentlicher 
Fortschritt erreichen. 

Aber auch hier verkenne ich die zu erwartenden Wider- 
stände — freilich wesentlich nur solche des Partikularismu» 
der Einzelstaaten — nicht. Man wird ein derartiges Vor- 
gehen vielfach wiederum schon als einen zu starken Eii^riff 
in die Finanzsphäre der Einzelstaaten ansehen. Das „Ge« 
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spenst des Einheitsstaates" wird heraufbeschworen werden — ' 
also machen wir noch weitere Zugeständnisse! 

Der Finanztheoretiker wird allerdings auch zum Dok- 
trinär, wenn er sich nur auf sein, wenn auch noch so richtiges 
„Prinzip" — hier die notwendige Mitverteilung von durch 
Steuern einmal aufzubringenden Reichslasten durch direkte 
Besteuerung — steift und den „gegebenen Umständen" 
hier dem einmal bestehenden Zustand, den Bedürfnissen, 
Auffassungen, Wünschen der Einzelstaaten, ihrer Regierun- 
gen, aber auch zum Teil ihrer Bevölkerungen, gar nicht 
anpaßt. Der Finanzpraktiker wird freiUch ebenso zum 
bloßen Routinier, wenn er prinziplos stets nur den „gegebenen 
Umständen" sich fügt. Beide, Theoretiker und Praktiker, 
verdienen, was sie zugleich immer sein sollen, den Namen 
rationeller Finanzpolitiker nur, wenn sie daß prinzipiell 
Richtige im Kern und Wesen festhalten, aber in den Neben- 
punkten, in ÄußerUchkeiten und in der Form, den gegebenen 
Umstanden gemäß Konzessionen machen, Kompromisse 
eingehen. Das kann und muß auch hier geschehen. 

Erfreulicherweise kann den Gegengründen gegen direkte 
Beichssteuem und auch gegen einen Plan wie den soeben 
vorgelegten Rechnung getragen werden, ohne das Hauptziel 
aufzugeben. Zur richtigen sozialpoUtischen Ausgleichung 
der Wirkungen der indirekten Steuern auch im Reich die 
oberen und Mittelklassen durch direkte Steuern für un- 
mittelbare Reichszwecke mit zu belasten, daa kann — durch 
die Erbschaftssteuer geschehen. 



V. 

Beiehserbsehattsbesteuenmg. 

Dem Finanzwissenschaftler kommt es komisch vor, bis 
in den Reichstag und die Regierungskreise hinein, darüber 
streiten zu hören, ob die Erbschaftssteuer eine „direkte" 
oder „indirekte" sei. Sie ist eben b e i d e s in einem ver- 
schiedenen Sinne, den diese Ausdrücke haben, wie 
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sie in Theorie und Praxis gebraucht werden, und das ist 
bei unserm deutschen doktrinären Wesen — auch in den 
„praktischen'* Kreisen! — diesmal ein Glück. Die Erb- 
schaftssteuer ist eine indirekte nach der V e r a n - 
lagungsart; das kann diejenigen Politiker mit ihr 
versöhnen, welche das Reich auf indirekte Steuern be- 
schränken wollen. Und sie ist eine direkte nach ihren 
Wirkungen, nach ihrer so gut wie vollständigen 
Unüberwälzbarkeit, so daß sie endgültig 
trägt, wer sie zunächst zu zahlen hat. Das 
kann die Politiker, welche direkte Steuern auch im Reich 
haben wollen, bestimmen, sich mit ihr zu begnügen — faute 
de mieux wieder und für jetzt wenigstens. Denn besser 
bliebe eine Vermögenssteuer. 

Die Erbschaftssteuer in der Steuer auf die Seiten- 
linie und die Nichtverwandten ist glücklicherweise schon 1906 
zur Reichssteuer geworden. Aber freilich muß dann jetzt diese 
Besteuerung nach den richtigen Grundsätzen ihrer neueren 
rationellen Ausgestaltung in einigen deutschen Staaten 
(besonders Hamburg, Reichsland) und namentlich im Aus- 
land (England, Frankreich) und nach den Grundsätzen der 
neueren deutschen Finanzwissenschaft ausgebildet werden. 
Diese Grundsätze können hier nur hingestellt, nicht weiter 
begründet werden. Es ist von mir z. B. am angeführten Ort 
(in meiner Finanzwissenschaft, Band II, 2. Auflage, S. 568, 
588ff.) und von andern mehrfach geschehen: 1. Beschränkung 
des gesetzlichen Erbrechts in der Seitenlinie auf nicht zu 
weite Verwandtschaftsgrade, nicht so weit, wie jetzt Justizrat 
Bamberger in Aschersleben vorgeschlagen, wie ich es übrigens 
seit langem prinzipiell auch verlangt habe (s. meine Finanz- 
wissenschaft, Band II, Seite 591) zugunsten des Reichs; 
2. Ausdehnung der Erbschaftssteuer, so gut wie überall im 
Auslande, auch schon im Reichsland und in den Hanse- 
städten, auf die ganze direkte Linie, namentlich auch auf die 
Deszendenten, die Kinder, Enkel usw. und 
auf die Ehegatten; 3. starke Progression der Steuerhöhe nach 
der Entfernung der Verwandtschaft vom Beerbten, wie ja 
bisher überall, auch bei uns schon; 4. starke Progression aber 
auch nach der Höhe des ganzen Nachlasses, besser 
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des I^banteils oder Vermächtnisses, wie in England, 
auch in Frankreich und, nnr zu mäßig, im Beichsgesetz 
von 1906; 5. niedrigerer Steuersatz für Immobilien, 
namentlich landlichen Besitz (wegen dessen Kapitali« 
sierung zu einem niedrigeren Zinsfuß); 6. auch sonst eventuell 
Unterschiede der Steuersatze nach Art des Vermögens 
(s. B. niedriger für feste Rentenpapiere als für Aktien usw.); 
7. Steuererleichterung bei Erbschaftssteuern von Familien, 
in denen die Erbschaften rasch infolge von TodesfäUen 
i^eitergelangen; 8. Steuerfreiheit allgemein für kleine ren- 
tabel angelegte oder anlegbare Vermögen (z. B. 
1000 oder 2000 Mark) und für alles, was in Möbeln, Kleidern, 
Hausinventar usw. besteht, noch weiter (bis z. B. 4000 oder 
5000 Mark Wert); 9. sonst jedoch Mitumfassung des 
„Nutz- und 6ebrauchsvermögens^\ wie des genannten und 
ähnlichen, was notwendig ist, auch, um gerade die reicheren 
Klassen ausreichend durch die Erbschaftssteuer mitzutreffen, 
welche von solchem, vielfach rein Luxuszwecken dienendem 
„reicheren" MobiUar und dergleichen mehr auch relativ 
viel mehr besitzen, als die unteren und Mittelklassen.. 

Ob und wieweit ein Anteil den Einzelstaaten vom Ertrage 
solcher Beichserbschaf tssteuem, wie bei der Beichserbschafts- 
Steuer von 1906, zu geben sei, hinge von besonderen Be- 
dingungen, dem mitspielenden finanziellen Interesse von Reich 
und Einzelstaaten ab. 

Jeder dieser Punkte laßt sich leicht weiter begründen, 
namentlich auch der wohl strittigste, die Aus- 
dehnung der Steuern auf die absteigend^ 
direkte Linie, auf die Kinder usw. 

Aber wie ist gerade diese Forderung und zum Teil 
überhaupt die Übernahme der Erbschaftssteuer auf das 
Reich und ihre weitere Ausbildung und Steigerung bei uns 
sofort wieder befehdet worden und wird es noch! 

Hier haben sich gerade die mir sonst nahestehenden 
Parteien, agrarische und konservative, als ebenso einseitige 
und vorurteilsvolle Gegner gezeigt, wie ihre poUtischen und 
wirtschaftlichen Gegenparteien als Gegner der indirekten 
Steuern. Mit den hinfälligsten, rein phrasenhaften Argu- 
menten, wie „Verletzung des deutschen Familiengefühls^S 
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„undeutsches Vorgehen'' usw. hat man diese Steuer und zumal 
ihre Ausdehnung auf die Deszendenten bekämpft! Als ob 
wir hier anders empfänden als andere Deutsche, im Reiche» 
in Osterreich und sonst, als andere Germanen, wie Engländer 
und übrige, auch als Romanen, wie Franzosen, Italiener. 
Da machen sich einmal wieder unliebsame Deutschtümeleien 
breit. „Gegen das deutsche Volksgemüt verstoßen'' soll die 
Erbschaftssteuer auch wieder! Wo ist denn irgendeine 
Steuer, die gegen das biedere Volksgemüt dieses Steuer- 
scheuen Volkes nicht verstößt? Etwa die Biersteuer, die 
Tabaksteuer, die Quittungssteuer, die Einkommensteuer, die 
Vermögenssteuer! Oder welche sonst? Spielen wir uns doch 
nicht so auf, wir haben kein Recht dazu ! 

Als ob eine Steuer, die für Kinder vermutlich zunächst 
ein Prozent oder wenig mehr betragen würde, also ein 
Drittel des Reinertrags eines Jahres auch 
vom ländlichen Grundbesitz, und nur alle Menschenalter 
einmal im Durchschnitt zu entrichten ist, hier eine so schwere, 
unerträgliche Last wäre, welche das Verbleiben des Besitzes, 
großen wie kleinen, in der FamiUe gefährde. Was sind das 
alles für Scheingründe! Die Abhängigkeit von den Zufällig- 
• keiten des Eintritts des Todes eines zu Beerbenden in den 
-Familien ist gewiß ein Mangel der Erbschaftssteuer. Aach 
deshalb ist die Vermögenssteuer eine bessere. 
Aber man kann diesen Mangel recht wohl durch Spezial- 
bestimmungen praktisch genügend einschränken oder ihm 
. durch Ermäßigung der Steuer in Fällen, wenn dasselbe Ver- 
mögen in derselben Familie rasch weitervererbt wird, ab- 
helfen. Ebenso der Befürchtung, daß das leichter zu er- 
fassende Immobilienvermögen gegenüber dem bewegUchen, 
besonders dem in Wertpapieren angelegten, überlastet werde, 
einmal durch gerechtfertigten niedrigeren Steuerfuß und für 
ImmobiUar-, besonders ländhche Grundvermögen, durch 
Zulassung der Zahlung der Steuer in Raten, sodann durch 
scharfe Kontrollmaßregeln und Strafen, besonders bei Mo- 
biliarvermögen und bei Umgehimg der Steuer durch Schen- 
kungen unter Lebenden, eventuell auch durch Hinzufügung 
einer Schenkungssteuer. Auch fiskalisch für den Ertrag ist 
übrigens zu beachten, daß gerade im kinderreichen Deutsch- 
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land eine Mitbesteuerung der Eonder wichtig ist, mehr als 
z. B. im kinderarmen Frankreich. Denn hier geht mehr als 
bei ims der Erbgang in die Seitenlinie. Um das auszugleichen, 
müßten wir höhere Steuersätze für die Seitenlinie haben 
als Frankreich. 

Manches einzelne wäre noch zu erwähnen. Ich will darauf 
hier verzichten. Ich möchte zum Schluß nur Eines, was oben 
schoneinmalangedeutetwurde, nochmals hervorheben. Gerade 
imZeitalterdesIndustriestaats, der K&rteUe, 
Syndikate, Trusts, d. h. im Grunde alles Einrichtungen, 
welche mehr oder weniger Privatmonopole schaffen, 
im Zeitalter der BUdung von Bieseneinkommen und Biesen- 
vermögen, aber fast nur in H a n d e 1 und Großgewerbe 
und Geldgeschäft, an der Börse und in der schUmm- 
sten Spekulationsart, in der Grundstücksspekulation, 
sind entschieden solche Steuern wie die Erbschaftssteuern in 
dieser Ausgestaltung (und personale Einkommen- und Ver- 
mögenssteuern) gerecht und richtig. Daß solche'„reichen'' 
Klassen auch speziell f iir die Lasten im Reich mehr heran- 
gezogen werden, entspricht ebenfalls sowohl der BiUigkeit 
als auch, selbst jedes Bedenken gegen Art und Höhe des 
Erwerbs im ganzen und einzelnen beiseite gesetzt, der Lage 
dieser rasch sich bereichernden Elemente der genannten 
Wirtschaftskreise. Sie haben von den direkten und in- 
direkten Leistungen des Reichs für ihren privaten 
Erwerb den meisten Vorteü — schöpfen überall den 
Rahm ab. 

Gerade die „oberen" Klassen, ihre politischen Parteien, 
ihre Vertreter in den Parlamenten, im Reichstag, sollten 
es als eine Ehrensache, die Konservativen als Hauptvertreter 
des alten ländlichenGrundbesitzes, dieMittelparteien alsHaupt^ 
repräsentanten des neuenMobiliarbesitzes, des Kapitals und der 
modernen industriellen und merkantUen Großbetriebe sollten 
es als die Konsequenz des noblesse oblige ansehen, für die 
Einführung einer solchen Reichserbschaftssteuer, die sie 
selbst mitzutragen haben, in der Debatte über die 
Reichsfinanzreform miteinzutreten. Sie sollten ihr ein solches 
Banner vorantragen, um ihre Pflichten gegen 
Reich und Fürst und Volk zu erfüllen. 
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Dann wird auch alles Weitere sich leichter durchführen 
lassen, was zur Beseitigung der „Beichsfinanznot^^ 
erforderlich ist. 

Deutschland, Deutschland über Alles, 
Über alles in der Welt —* 
nicht auch — über die privaten Geldbeutelinteressen der 
oberen, der besitzenden, der wohlhabenden, der reichen 
Wirtschaftsklassen ? ! 

Das sollten die nationalen, patriotischen Parteien sich 
nicht nachsagen lassen. 

Hie Bhodus, hie salta! 
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